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Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Hes—

sischen Landessozialgerichts vom 8. Mai 1962 wird

zurückgewiesen;
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Die im Jahre 1891 geborene Klägerin bezieht von der Beklag—

ten seit dem 1„ Dezember 1955 eine Invalidenrente° Diese Ren;
te, die an sich 67,80 DM (im Urteil des Landessozialgeriehts

ist der Betrag fälsehlich mit 67,16 DM angegeben) betrug,
ruhte wegen gleichzeitigen Bezuges einer Unfallrente nach
@ 1274 der Reichsversicherungsordnung.(RVO) aF teilweise, so
daß im Dezember 1956 nur

56;30 DM ausgezahlt wurden (die

Unfallrente wird seit 1954 für eine Minderung der ■rwerbsfä—

higkeit von 20 v.H° gewährt; Nachuntersuehung ist wegehydes_

Alters der Klägerin nicht mehr vorgesehen)°

‚Die nach der Regelverschrift des Arbeiterrentenversicherungs—

Neuregelungsgeset2es (ArVNG) Art° 2 5-32 zum 1° Januar 1957

vorgenommene Rentenumstellung hätte einen neuen Rentenbe—

trag von nur 52,20 DM monatlich ergeben° Die Beklagtefgewährte

daraufhin nach @ 36 aaO eine Rente von 77,30 DM (bisher ge—
zahlter Betrag von 56,30 DM zuzüglich des Sonderzuschlags

von 21‚—— DM)° Mit ihrer Klage begehrte die Klägerin dem—

gegenüber vom 1‚ Januar 1957 an eine monatsrente
von 88,80

DM; nach ihrer Auffassung sei auch bei einer Berechnung

nach @ 36 aaO die ungekürzte Invalidenrente von 67,80 DM

zugrundezulegen. '

Das So2ialgericht, das die Auffassung der Klägerin teilte,
verurteilte die Beklagte zur Errechnung der Rente ohne Be—

rücksichtigung des teilweisen Rubens nach 5 1274 EVO aF.

Das Landessozialgericht hob demgegenüber das Urteil des So—

zialgerichts auf und wies die Klage ab. Es ist der Ansicht,

es könne der Begriff "bisheriger monatlicher Zahlbetrag” in

Art. 2 5 36 ArVNGnicht wörtlich interpretiert werden„Von
der ungekürzten Rente könne mit dem Bundessozialgericht

(3. Sen° Bd. 11 S. 251) möglicherweise dann auszugehen sein,

wenn der Anspruch auf die Rente dem Grund und der Höhe nach

feststehe und aus sonstigen Gründen nur der Auszahlungsbe—
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trag geringer gewesen sei, nicht aber, wenn — wie hier — in—

folge einer Ruhensvorschrift überhaupt nur ein Anspruch auf

eine Teilrente bestanden habe; Eine Bestimmung wie in @32
Abs° 3 aaO fehle in 5 36} sie könne auch nicht ausweitend

auf 5 36 angewandt werden°

Gegen dieses Urteil hat die Klägerin am 160 Juni 1962 unter
Antragstellung die vom Landessozialgericht zugelassene Re—

vision eingelegt und sie am 27° Juni 1962 begründet°

Sie rügt eine unzutreffende Auslegung des 5 36 aaO; es
dürfe nicht vom Wortlaut auSgégangen, es müsse vielmehr

der Grundsatz der Besitzstandswahrung_auch hier angeWandt

werden° Dann jedoch sei unter Rentenzahlbetrag der Betrag

zu verstehen, zu deSsen Zahlung die Beklagte ”eigentlich"

ohne Ruhensvorschriften verpflichtet gewesen wäre° Die

Klägerin beantragt, ‘ ?>l

unter Aufhebung des angefoehtenen Urteils die Beru—

fung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialge—

richts Frankfurt/Main vom 26. April 1961 zurückzuweisen°
; 11

.
’ „

Die Beklagte hat keine Anträge gestellt°

Die 1<Jägerin hat, nachdem sie auf die Entscheidung des er—

kennenden Senats vom 12° Juni 1961 (BSG 14, 251) und die Ent—

scheidung des 1° Senats vom 29„ März 1962 (Sozialrecht ArVNG

Art, 2 © 36 Bl° Aa 5 Nr" 5) aufmerksam wurde, beantragt,

eine Entscheidung ohne mündliche Verhandlung zu erlassen°

Die Beklagte hat sich gleichfalls mit einer Entscheidung

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

Entscheidungsggünde

Die Revision ist frist— und formgereeht unter Antragstellung

eingelegt und begründet worden; sie ist vom Landessozialw

gericht zugelassen und daher statthafto Es konnte ohne münd—

liche Verhandlung entschied n_werden, da beide Beteiligte

ihr Einverständnis erteilt hatten°
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SachliChist die Revisionnicht begründet°Durchdie bereits
von

der'Klägerin selbst angeführten Urteile des erkennenden

Senats und des 1„ Senats, die veröifentlicht sind und auf de—

ren Gründe hier ausdrücklich verwiesen wird, ist klergestellt,

daß bei einem Versicherten, der für Dezember 1956 wegen_Vor—

liegens eines Kürzungs— oder Ruhenstatbestandes, insbesonde— ;

re aber wegen Bezugs einer Unfallrente eine nach 5 1274 RVO

aF gekürzte Invelidenrente bezog, nach Art° 2'@ 36 ArVNG
»regelmäßig nur von dem Betrag der Teilrente als dem “bisherié;

gen monatlichen Rentenzahlbetrag" auszugehen ist° Die erwähn-f

ten Urteile haben sich mit der hier zu entscheidenden Frege

au3führlioh auseinandergesetzt, irgendein Anlaß, von jener=

Rechtsprechung abzugehen, besteht nicht; daß das Ruben im

vorliegenden Falle im Dezember 1956 e■w1nur vorübergehender
Natur und seine Ende abzusehen gewesen wäre, ist von der Klä—‘

gerin selbst niemalsébchauptct worden"

Die Revision gegen das Urteil des Hessischen Landessozial—
gérichts vom 8° Mai 1962 war daher als unbegründet zurückzu—

weisen„

Die Kostenentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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